Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/135 


Der Bundesminister der Finanzen 

II A/1 — A 0213 — 3/65 


Bonn, den 16. Dezember 1965 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: über- und außerplanmäßige Haushaltsausgaben im 
3. Vierteljahr des Rechnungsjahres 1965 


Gemäß § 33 Abs. 1 RHO übersende ich die Zusammenstellung 
der über- und außerplanmäßigen Haushaltsausgaben im Betrage 
von 10 000 DM und darüber für das 3. Vierteljahr des Rech- 
nungsjahres 1965. 


Dahlgrün 


Drude: Bonner Umversitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alloinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Zusammenstellung 
der über- und außerplanmäßigen Haushaltsausgaben 
im 3. Vierteljahr des Rechnungsjahres 1965 
im Betrage von 10 000 DM und darüber 




An über- und 


Kap. 

Haushalts- 

*) außerplan- 


betrag 

mäßigen Aus- 

Begründung 

Tit. 

1965 

gabemittein sind 


zugewiesen 



DM 

DM 




Einzelplan 06 — 

- Bundesminister des Innern — 

06 02 1 

13 500 000 — 

327 220,— 

Zuschuß an die Evangelische Kirche und die Katholische Kir- 


605 


che sowie an Freikirchen, die am 8. Mai 1945 öffentlich-recht- 
liche Körperschaften waren, für die Versorgung der heimat- 
vertriebenen und sonstigen verdrängten versorgungsberech- 
tigten Seelsorger, Kirchenbeamten, Kirchenangestellten so- 
wie ihrer Hinterbliebenen 


Der Mehrbedarf beruht auf der Angleichung der von den 
Kirchen gewährten Versorgungsbezüge an die versorgungs- 
rechtlichen Bestimmungen des Bundes für die unter G 131 
fallenden Versorgungsempfänger, insbesondere auf Grund 
des Vierten Besoldungserhöhungsgesetzes vom 13. August 

1964 (Bundesgesetzbl. I S. 617) und des Gesetzes über die 
Gewährung einer jährlichen Sonderzuwendung vom 15. Juli 

1965 (Bundesgesetzbl. I S. 609). 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, weil sie auf rechtlicher 
Verpflichtung beruht und unvorhergesehen, weil mit einer 
Erhöhung der Bezüge bei Aufstellung des Haushalts 1965 
nicht gerechnet werden konnte. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 06. 


06 02 
972 


366 500,— 


i 


120 000 ,— 


Zuschuß zu den Kosten der Instandsetzung des Festspiel- 
hauses Bayreuth — 4. Teilbetrag — 


An den mit 4 000 000 DM veranschlagten Kosten für die In- 
standsetzung des Festspielhauses Bayreuth haben die Ge- 
sellschaft der Freunde von Bayreuth e. V., das Land 
Bayern und der Bundesminister des Innern eine Beteiligung 
mit je einem Drittel = 1 333 000 DM vereinbart. Nach den 
Zwischenabrechnungen sind bisher für Bauleistungen veraus- 
gabt worden: 4 801 300,74 DM 


Zur Verfügung gestellt wurden von der Ge- 
sellschaft der Freunde von Bayreuth 1 767 000, — DM 

von Bayern 1 330 000, — DM 


vom Bundesministerium des Innern 
schließlich 20 v. H. Kürzung) 


(ein- 

1 213 OOP — DM 
4 310 000,— DM 
491 300,74 DM 


2 


Fehlbetrag 
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I 

I 

I 


06 03 
206 


06 08 
300 


06 08 
apl. 952 


85 000 — 


170 000,— 


Da der Bund mit seinen Zahlungen hinter den Leistungen des 
Landes Bayern zurückgeblieben war, ist eine weitere Zahlung 
notwendig geworden. Die Mehrausgabe war auf Grund der 
eingegangenen Verpflichtung unabweisbar und konnte bei 
Aufstellung des Haushalts 1965 nicht vorhergesehen werden. 
Gemäß § 2 Abs. 1 HG 1965 ist bestimmt worden, daß § 30 
Abs. 3 Satz 1 RHO keine Anwendung findet. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 06. 


10 000, — Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und Diensträumen 

Mehr durch die Übertragung der Reinigungsarbeiten im 
Sockelgeschoß des Dienstgebäudes Berlin-Charlottenburg, 
Hardenbergstraße 31, auf ein Reinigungsinstitut wegen feh- 
lender Arbeitskräfte. Die Mehrausgabe war unabweisbar, da 
die Reinigung dieses Teils des Dienstgebäudes nicht ausge- 
gesetzt werden konnte. Sie war unvorhergesehen, weil bei 
Aufstellung des Haushalts 1965 noch nicht feststand, daß in- 
folge ersatzlosen Ausscheidens einiger Reinigungsfrauen im 
Rechnungsjahr 1965 die Reinigungsarbeiten in einem Ge- 
schoß einem Reinigungsinstitut übertragen werden mußten. 

Einsparung bei Kap. 06 03 Tit. 104 b. 


40 000, — Hilfeleistung durch Dritte für Arbeiten auf dem Gebiet der 
Statistik für Bundeszwecke 

Die Mehrausgabe ist wegen der gleichzeitigen Durchführung 
der Kostenstrukturerhebungen im Großhandel, im Verlags- 
wesen und bei den Handelsvertretern und -maklern not- 
wendig geworden. Der Umfang des Erhebungssolls war bei 
Aufstellung des Haushalts 1965 nicht vorhersehbar. Da es 
sich bei den Kostenstrukturuntersuchungen um laufende, 
nach dem Kostenstrukturstatistikgesetz vom 12. Mai 1959 auf 
repräsentativer Basis durchzuführende Erhebungen handelte, 
war es nicht möglich, eine Kürzung im Erhebungsumfang 
vorzunehmen. Das festgelegte Erhebungssoll stellte die 
Grenze für aussagende Ergebnisse dar. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, da die beteiligten Buch- 
stellen Anspruch auf Kostenerstattung haben. Die Beteiligung 
der Auskunfterteilenden beruhte auf freiwilliger Basis. Eine 
Verlagerung der Kosten in das Rechnungsjahr 1966 war nicht 
möglich, da nur bei unverzüglicher Auszahlung an die Buch- 
stelle mit deren Mitarbeit zu rechnen war. 

Einsparung bei Kap. 06 08 Tit. 963. 


*) 142 000, — 1 v. H.-Wohnungserhebung 1965 

Nach dem Gesetz über die Durchführung einer Repräsentativ- 
statistik auf dem Gebiete des Wohnungswesens vom 
18. August 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 893) war die Erhebung 
nach den Verhältnissen im September 1965 durchzuführen. Die 
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Mehrausgabe war zur Erfüllung des gesetzlichen Auftrags 
(Vorbereitungsarbeiten, Probedrucke der Gebäudelisten, des 
Erhebungsblattes, der Anschriftenlisten und Druck der Richt- 
linien für die Interviewer) im Rechnungsjahr 1965 unabweis- 
bar. Sie war unvorhergesehen, weil mit der Verabschiedung 
der Rechtsgrundlage bei Aufstellung des Haushalts 1965 nicht 
gerechnet werden konnte. 

Einsparung innerhalb des Epl. 06. 


06 08 
apl. 966 


*) 10 000 ,— 


Obstbaumzählung 1966 


Auf Grund des Gesetzes über die Bodennutzungs- und Ernte- 
erhebung vom 23. Juni 1964 (Bundesgesetzbl. I S. 405) hatte 
das Statistische Bundesamt eine Erhebung über die Bestände 
an Obstbäumen als repräsentative Statistik durchzuführen. 
Wegen der Belastung der Gemeinden durch die Bundestags- 
wahl 1965 war geplant, die Obstbaumzählung, die nach § 9 
des Gesetzes von September bis Oktober 1965 durchgeführt 
werden mußte, um ein Jahr hinauszuschieben. Daher wurde 
im Haushaltsplan 1965 für dieses Vorhaben weder Zweckbe- 
stimmung noch Ansatz ausgebracht. Da der Bundesrat einer 
Rechtsverordnung zur Änderung des Erhebungstermins ge- 
mäß § 12 des Gesetzes nicht zugestimmt hat, mußte es aber 
bei dem Termin des § 9 bleiben. Die außerplanmäßige Aus- 
gabe war daher unvorhersehbar. Sie war unabweisbar, um 
den gesetzlichen Auftrag (Vorbereitung und Durchführung 
der o. a. Erhebung) erfüllen zu können. 

Einsparung innerhalb des Kap. 06 08. 


06 09 
299 


25 000,— 


36 000,— 


Vermischte Verwaltungsausgaben 


Um die freien Planstellen für Beamte und Stellen für Ange- 
stellte und Arbeiter des Bundesamtes für Verfassungsschutz 
besetzen bzw. wiederbesetzen zu können, war eine fortge- 
setzte Ausschreibung der offenen Stellen in örtlichen und aus- 
wärtigen Tageszeitungen und sonstigen Bekanntmachungs- 
blättern erforderlich, da auf anderem Wege geeignete Kräfte 
kaum mehr geworben werden können. Die Mehrausgabe war 
bei Aufstellung des Haushalts 1965 nicht vorherzusehen; sie 
war zur Erfüllung der dem Bundesamt für Verfassungsschutz 
übertragenen Aufgaben unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 06 09 Tit. 300. 


06 10 


35 100,— 


15 700,— 


Anschaffung von verwaltungseigenen Kraftfahrzeugen 


850 


Die Mehrausgabe ist durch die Beschaffung eines verwal- 
tungseigenen Kraftfahrzeuges (Mercedes 220 S) als Ersatz 
für einen durch Unfall schwer beschädigten und auszuson- 
dernden Dienstkraftwagen (Mercedes 220 SE) entstanden. Die 
Mehrausgabe konnte bei Aufstellung des Haushalts 1965 
nicht vorhergesehen werden. Sie war zur Aufrechterhaltung 
des Dienstbetriebes unabweisbar. 
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06 19 
850 


06 25 
215b 


noch Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 

Gemäß § 2 Abs. 1 HG 1965 ist bestimmt worden, daß § 30 
Abs. 3 Satz 1 RHO keine Anwendung findet. 

Einsparung bei Kap. 06 10 Tit. 208. 


26 900 f — 


14 400 — 


Beschaffung von verwaltungseigenen Kraftfahrzeugen 


Durch einen Verkehrsunfall und zur Vermeidung größerer 
unwirtschaftlicher Instandsetzungen waren ein Personen- 
kraftwagen und ein Kombi auszusondern. Als Ersatz für den 
PKW ist ein Fahrzeug in gleicher Ausführung, für den VW- 
Kombi ein VW-Variant beschafft worden. Die Aussonderun- 
gen erfolgten auf Grund von Gutachten der technischen 
Beamten für das Kraftfahrwesen bei den zuständigen Ober- 
finanzdirektionen. 


Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil mit dem Aus- 
fall der Kraftfahrzeuge nicht gerechnet werden konnte; sie 
war unabweisbar, weil die Kraftfahrzeuge zur Aufrechterhal- 
tung der Einsatzbereitschaft des THW und des Dienstbetrie- 
bes bei Bundesamt für zivilen Bevölkerungsschutz benötigt 
werden. 


Gemäß § 2 Abs. 1 HG 1965 ist bestimmt worden, daß § 30 
Abs. 3 Satz 1 RHO keine Anwendung findet. 

Einsparung bei Kap. 06 19 Tit. 959. 


2 800,— 


10 000,— 


Reisekostenvergütungen (Auslandsreisen) 


Zur fachlichen Unterrichtung über Funktion, technische Aus- 
führung und Bedienung der im Rahmen der Devisenhilfe für 
Großbritannien bei einer britischen Firma beschafften ge- 
schützten Sonderwagen „Saladin" für den Bundesgrenzschutz 
war es erforderlich, daß GS-Beamte nach England reisten. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil die Kosten für 
die Dienstreisen nach England bei Aufstellung des Haushalts 
1965 nicht bekannt waren; sie war unabweisbar, weil die Ein- 
weisungen nur an Ort und Stelle erfolgen konnte. 

Einsparung bei Kap. 06 25 Tit. 850. 


08 01 i 

215 c 


Einzelplan 08 — Bundesminister der Finanzen — 


260 000,— 


48 000,— 


Reisekostenvergütungen (Reisen in Personalvertretungsan- 
gelegenheiten) 


Mehrausgabe infolge Erhöhung der Reisekostenvergütungen 
nach dem Bundesreisekostengesetz vom 20. März 1965 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 133). Die Ausgaben waren in dieser Höhe 
nicht vorherzusehen. Sie waren unabweisbar, weil nach § 44 
des Personalvertretungsgesetzes vom 5. August 1955 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 477) die Dienststelle die durch die Tätigkeit 
der Personalräte entstehenden Kosten zu tragen hat. 

Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 
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noch Einzelplan 08 

— Bundesminister der Finanzen — 

08 01 | 
217 

85 000,— 

65 000,— 

Umzugskostenvergütungen und Umzugskostenbeihilfen 

Mehrbedarf durch vermehrte Umzüge infolge Gewährung 


von Mietbeihilfen an Trennungsentschädigungsempfänger auf 
Grund des Rundschreibens des Bundesministers des Innern 
vom 25. September 1964 — II B/3 — 222 432/2 — (MinBIFin 
1964 S. 796). Die Mehrausgabe war nicht vorherzusehen und 
unabweisbar. 

Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


08 01 50 000,— 

219 


08 04 5 000 000,— 

200 


08 04 7 100 000,— 

215 a 


08 04 60 000,— 

218 


40 000, — Gerichts- und ähnliche Kosten 

Mehrbedarf durch Kosten eines Rechtsstreits mit einem 
Streitwert über 350 000 DM sowie infolge des zu erwarten- 
den Abschlusses anderer laufender Verfahren. Bei Aufstel- 
lung des Haushaltsplans 1965 war mit derart hohen Verfah- 
renskosten nicht gerechnet worden. Die Mehrausgabe war 
nicht vorherzusehen; sie war unabweisbar. 

Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 

300 000, — Geschäftsbedürfnisse 

Die überplanmäßige Ausgabe war unabweisbar, da zur Auf- 
rechterhaltung des Dienstbetriebes zwangsläufig Kosten für 
Geschäftsbedürfnisse entstehen. Die Mehrausgabe hält sich 
im Rahmen der Kürzung gern. § 8 Haushaltsgesetz 1965, die 
! bei Aufstellung des Haushalts 1965 nicht vorhergesehen wer- 
den konnte. 

Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 

1 000 000, — Reisekostenvergütungen (Inlandsreisen) 

Der Ansatz reichte wegen der Erhöhung der Reisekosten- 
vergütung nach dem Bundesreisekostengesetz vom 20. März 
1965 (Bundesgesetzbl. I S. 133) und der Kürzung gemäß § 8 
Haushaltsgesetz 1965 nicht aus, obwohl die Verwaltung die 
Dienstreisen bis an die Grenze des noch Vertretbaren einge- 
schränkt hat. Die Mehrausgabe war zur Aufrechterhaltung 
des Dienstbetriebs unabweisbar. 

Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 

720 000, — Kosten für Sachverständige 

Die von den Zolldienststellen mit der Untersuchung von ein- 
geführtem Wein nach der Weinzollordnung beauftragten 
Untersuchungsanstalten haben bisher ihre Gebühren unmit- 
telbar von den Importeuren erhoben. Nach dem Urteil des 
Bundesverwaltungsgerichts vom 10. April 1964 VII C 68/61 
(abgedruckt in der Zeitschrift für Zölle und Verbrauch- 
steuern 1964 S. 280) können die Untersuchungsanstalten ihren 
Gebührenanspruch jedoch nur gegen ihre Auftraggeber, 
nämlich die Zollbehörden, geltend machen. Die Zolldienst- 
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stellen sind deshalb durch den Erlaß vom 28. Januar 1965 
— III C/5-Z 18 14-80/64 — angewiesen worden, die Gebühren 
an die Untersuchungsanstalten zu bezahlen und als Ausgabe 
bei Kap. 08 04 Tit. 218 zu buchen. Die Importeure haben den 
Zollstellen die Untersuchungsgebühren zu erstatten, so daß 
die verauslagten Beträge, von wenigen Ausnahmen abge- 
sehen, dem Bundeshaushalt als Einnahme bei Kap. 08 04 Tit. 3 
wieder zufließen. Diese Rechtslage war bei Aufstellung des 
Haushaltsplans 1965 nicht bekannt. Die Mehrausgabe war 
daher unvorhergesehen; sie war unabweisbar, da die Unter- 
suchungsanstalten auf die Bezahlung ihrer Gebührenforde- 
rungen einen Rechtsanspruch haben. 

Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


08 04 
320 


250 000,— 


100 000 — 


Nachwuchswerbung für die Bundesfinanzverwaltung 
schließlich Stellenausschreibung 


ein- 


Der Ansatz (nach Kürzung gemäß § 8 Haushaltsgesetz 1965 
verfügbar 232 500 DM) ist durch Zuweisungen an die Ober- 
finanzdirektion für durchgeführte und noch durchzuführende 
Werbemaßnahmen sowie infolge zentraler Beschaffung von 
Werbeschriften bereits vollständig aufgebraucht. In Anbe- 
tracht des Mangels an Nachwuchskräften für die Bundes- 
finanzverwaltung ist eine nachhaltige Werbung jedoch un- 
entbehrlich. 


Die überplanmäßige Ausgabe war unabweisbar, um durch 
Gewinnung von Nachwuchskräften den Personalbestand der 
Bundesfinanzverwaltung, der einen beachtlichen Fehlbestand 
aufweist, aufzufüllen. Der Mehrbedarf konnte bei Aufstellung 
des Haushalts 1965 nicht vorhergesehen werden. 

Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


08 04 
apl. 330 


*) 300 000,— 


Betriebsmittelzuführung an die Zollkleiderkasse 


Die Zollkleiderkasse hat die Aufgabe, die zum Tragen von 
Dienstkleidung verpflichteten Beamten der Zollverwaltung 
mit einheitlicher, guter und preiswerter Dienstkleidung zu 
versorgen. Die liquiden Mittel der Zollkleiderkasse reichten 
nicht aus, um diese Aufgabe in vollem Umfang zu erfüllen. 
Es war deshalb unabweisbar, der Kleiderkasse Betriebsmittel 
zuzuführen, die zurückgezahlt werden, sobald sich aus den 
laufenden Einnahmen ein ausreichendes Betriebskapital an- 
gesammelt hat. 


Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


08 04 


apl. 742 
(16) 


*) 152 000,— 


Ankauf des Forstdienstgebäudes bei Vilseck/ Axtheid zur 
Unterbringung des Forstamts Grafenwöhr (OFD Nürnberg) 


Das zur Bundesverwaltung gehörende Forstamt Grafenwöhr 
war bisher mietweise in dem ehemaligen bayerischen Forst- 
dienstgebäude bei Vilseck/ Axtheid untergebracht. Die Miete 
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noch Einzelplan 08 — Bundesminister der Finanzen — 

betrug jährlich 5328 DM. Da ein Neubau für das Forstamt 
Grafenwöhr aus Mangel an einem geeigneten Bauplatz nicht 
in Betracht kam, ist das Gebäude nach langwierigen Verhand- 
lungen zum Preise von 138 000 DM angekauft worden. We- 
gen der Ungewißheit über den Ausgang der Verkaufsver- 
handlungen war im Bundeshaushaltsplan 1965 ein Betrag für 
den Erwerb nicht veranschlagt worden. Da bei einer Ver- 
zögerung des Ankaufs mit einer Erhöhung des Kaufpreises 
gerechnet werden mußte und darüber hinaus die Miete 
weiterzuzahlen gewesen wäre, war der Erwerb der Liegen- 
schaft und die außerplanmäßige Ausgabe unabweisbar, um 
wirtschaftliche Nachteile für den Bund zu vermeiden. 

Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — 


10 02 209 000 000,— 
679 a 


10 02 132 000 000,— 

679 b 


10 02 40 000 000,— 

679 c 


5 136 000, — Betriebsbeihilfen zur Verbilligung von Gasöl für die Land- 
wirtschaft nach dem Verkehrsfinanzgesetz vom 6. April 1955 
in der durch das Straßenbaufinanzierungsgesetz vom 28. März 
1960 geänderten Fassung 

Der Verbrauch der Landwirtschaft an Gasöl hat im Kalender- 
jahr 1964 in einem Maße zugenommen, das bei der Aufstel- 
lung des Haushalts 1965 nicht vorhergesehen werden konnte. 
Da die hierfür zu gewährende Betriebsbeihilfe auf gesetz- 
licher Verpflichtung beruht, war die Mehrausgabe unab- 
weisbar. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 10. 

1 705 000, — Betriebsbeihilfen zur Verbilligung von Gasöl für die Land- 
wirtschaft nach dem „Grünen Plan 1965" 

Der Verbrauch der Landwirtschaft an Gasöl hat im Kalender- 
jahr 1964 in einem Maße zugenommen, das bei der Auf- 
stellung des Haushalts 1965 nicht vorhergesehen werden 
konnte. Bei der Gewährung der Betriebsbeihilfe nach dem 
„Grünen Plan 1 ' handelt es sich um eine Maßnahme zur Ver- 
ringerung der Betriebsausgaben der Landwirtschaft, die ge- 
eignet ist, die Ertragslage der Landwirtschaft zu verbessern 
und zugleich zu einer Entzerrung der Wettbewerbsverhält- 
nisse innerhalb der EWG beizutragen. Zur Erreichung dieses 
Ziels des Landwirtschaftsgesetzes war es unabweisbar, die 
bisherige Verbilligung von Gasöl im Rahmen des „Grünen 
Plans" in unverminderter Höhe fortzuführen. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 10. 

489 000, — Betriebsbeihilfe zur Verbilligung von Gasöl für die Landwirt- 
schaft (Anpassungshilfe 1965) 

Der Verbrauch der Landwirtschaft an Gasöl hat im Kalender- 
jahr 1964 in einem Maße zugenommen, das bei Aufstellung 
des Haushalts 1965 nicht vorhergesehen werden konnte. Bei 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/135 




An über- und 


Kap. 

Haushalts- 

*) außerplan- 


betrag 

mäßigen Aus- 

Begründung 

Tit. 

1965 

gabemittein sind 


zugewiesen 



DM 

DM 



noch Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — 


der Gewährung der Betriebsbeihilfe im Rahmen der „An- 
passungshilfe 1965" handelt es sich um eine Maßnahme zur 
Anpassung der gestiegenen Betriebsausgaben der Landwirt- 
schaft, die geeignet ist, die Ertragslage der Landwirt- 
schaft zu verbessern und zugleich zu einer Entzerrung der 
Wettbewerbsverhältnisse innerhalb der EWG beizutragen. 
Zur Erreichung dieses Zieles war es unabweisbar, die bis- 
herige Verbilligung von Gasöl im Rahmen der „Anpassungs- 
hilfe 1965" in unverminderter Höhe fortzuführen. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 10. 


11 02 
apl. 951 


Einzelplan 11 — Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung — 


*) 1 700 000 — 


Einmalige Ausgleichszahlung zugunsten Südtiroler Kriegs 
opfer 


Aufgrund der vom Deutschen Bundestag anläßlich der Ver- 
abschiedung des Zweiten Gesetzes zur Änderung und Er- 
gänzung des Kriegsopferrechts gefaßten Entschließung 
(Drucksache IV/1831) erhalten die Südtiroler Kriegsopfer 
eine einmalige Ausgleichszahlung in Höhe von 1 700 000 DM. 
Die Zahlung der Entschädigung war erst nach langwierigen 
Erhebungen und Verhandlungen mit den italienischen Kriegs- 
opferverbänden und der italienischen Regierung möglich, die 
im Juni 1965 abgeschlossen worden sind. Die Leistung der 
Ausgabe im Rechnungsjahr 1965 war nicht vorhergesehen; 
sie war aus außenpolitischen Gründen unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 11 10 Tit. 300. 


12 02 
606 a 


Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 


650 000,— 


1 350 000,— 


Beitrag an die Seeberufsgenossenschaft für die Seemanns- 
kartei und für die Durchführung der Schiffssicherheitsvor- 
schriften des Bundes 


Nach dem Gesetz über die Aufgaben des Bundes auf dem 
Gebiet der Seeschiffahrt vom 22. November 1950 (Bundes- 
gesetzbl. S. 767) führt die Seeberufsgenossenschaft die Vor- 
schriften des Bundes zur Sicherung der Seefahrt aus. Die ent- 
sprechenden Kosten trägt, soweit sie nicht durch besondere 
Einnahmen aufgebracht werden, der Bund. 

Nach einer jetzt vom Bundesversicherungsamt und Bundes- 
rechnungshof durchgeführten Untersuchung ist der vom Bund 
erstattete Betrag zu niedrig. Vielmehr müssen noch für die 
zurückliegende Zeit 2,7 Millionen DM erstattet werden. Die 
Seeberufsgenossenschaft hat auf Zinsen für die zurücklie- 
gende Zeit verzichtet, wenn der Bund wenigstens die Hälfte 
bis zum 1. September 1965 erstatten würde. Die restliche 
Hälfte wird im Haushalt 1966 veranschlagt. Die überplan- 
mäßige Ausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 12 02 Tit. 951. 
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noch Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 


26 000, — | 15 000, — ] Geschäftsbedürfnisse 

i i 

Mehrausgaben für Geschäftsbedürfnisse (Schreib- und Zei- 
chenbedarf sowie Lichtpaus- und Fotoarbeiten) zur Durch- 
führung von wasserbaulichen Großmodellversuchen in Karls- 
ruhe und Hamburg/Rissen im Aufträge Dritter. In Höhe der 
Mehrausgaben werden Mehreinnahmen bei Kap. 12 06 Tit. 9 b 
aufkommen. Der Mehrbedarf ist unabweisbar und konnte bei 
Aufstellung des Haushaltsvoranschlags 1965 nicht vorher- 
gesehen werden. 

Deckung durch Mehreinnahmen bei Kap. 12 06 Tit 9 b. 


122 000 — 


60 000- 


70 000,— 


Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und Diensträumen 


Für die Durchführung von wasserbaulichen Großmodellver- 
suchen in Karlsruhe und Hamburg/Rissen im Aufträge Dritter 
entstehen ab Herbst 1965 Mehrausgaben durch höheren Ver- 
brauch an Wasser und Strom, durch höhere Pumpkosten so- 
wie infolge Beleuchtung und Beheizung der neuen Versuchs- 
halle in Rissen zur Konstanthaltung der Temperaturen wäh- 
rend der Versuchsarbeiten. In der Höhe der Mehrausgaben 
werden Mehreinnahmen bei Kap. 12 06 Tit. 9 b aufkommen. 
Der Mehrbedarf ist unabweisbar und konnte bei Aufstellung 
des Haushaltsvoranschlags 1965 nicht vorhergesehen werden. 

Deckung durch Mehreinnahmen bei Kap. 12 06 Tit 9 b. 


70 000,— 


Umzugskostenvergütungen und Umzugskostenbeihilfen 


Mehrbedarf wegen Zahlung von Umzugskostenvergütungen 
und Umzugskostenbeihilfen für Beamte und Angestellte, weil 
mehr Wohnungen bezogen werden konnten, als ursprünglich 
vorgesehen war. Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und 
unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 12 15 Tit. 675. 


*) 7 873 713,43 


Deutsche Lufthansa Aktiengesellschaft, Köln, Abgeltung von 
Eingangsabgaben 


Für die Beschaffung von Flugzeugen und Zubehörteilen im 
Ausland hat die Deutsche Lufthansa AG Eingangsabgaben 
(Zoll und Umsatzausgleichsteuer) zu entrichten. Bei der Er- 
mittlung ihres Investitionsbedarfs ist davon ausgegangen 
worden, daß die Deutsche Lufthansa AG die Mittel für diese 
fiskalischen Abgaben nicht selbst aufzubringen hat. Ihr sollen 
daher die entsprechenden Beträge als Zuschüsse zur Ver- 
fügung gestellt werden. 


Nach den in der Zeit von Dezember 1964 bis Mai 1965 von 
den Zollämtern erteilten Bescheiden hat die Deutsche Luft- 
hansa AG zu entrichten: 

Zoll 841 950,64 DM 

Umsatzausgleichsteuer 7 031 762,79 DM 


Zusammen 


7 873 713,43 DM 
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noch Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 


Nachdem dieser Betrag der Deutschen Lufthansa AG zunächst 
bis 30. Juni 1965 gestundet worden war, ist er ihr als Zuschuß 
zur Abgeltung von Eingangsabgaben zur Verfügung gestellt 
worden. 

Der Ausgabe stehen gleichhohe Einnahmen bei Kap. 60 01 
St 2 und St 10 gegenüber. 


Einzelplan 15 — Bundesminister für Gesundheitswesen — 


15 02 
620 


2 000 000 ,— 


201 600,— 


Förderung der Forschung auf dem Gebiet des Gesundheits- 
wesens 


Am 22. Mai 1965 wurde das Gesetz über Vorsorgemaßnah- 
men zur Luftreinhaltung verkündet (Bundesgesetzbl. I S. 413). 
Der Bundesminister für Gesundheitswesen war verpflichtet, 
die zur Durchführung des Gesetzes erforderliche Rechtsver- 
ordnung (§ 2) und die allgemeinen Verwaltungsvorschriften 
(§§ 3, 5) zu erlassen. Das konnte erst geschehen, nachdem die 
Fragen der Auswahl und Begrenzung der Kontrollgebiete 
und der zweckmäßigen Gestaltung des Meßprogramms hin- 
reichend geklärt waren. Die hierfür erforderlichen Erkennt- 
nisse wurden bei der Durchführung eines vom Bundesgesund- 
heitsministerium vergebenen Forschungsauftrages gewonnen. 
Die benötigten Meßgeräte verursachten Kosten von insge- 
samt 298 600 DM. Davon sind 201 600 DM im Rechnungsjahr 
1965 verausgabt worden. Der Restbetrag von 97 000 DM soll 
im Rechnungsjahr 1966 gezahlt werden. 

Die Ausgabe war aus vorstehenden Gründen unabweisbar. 
Sie konnte nicht vorhergesehen werden, weil erst während 
des Rechnungsjahres 1965 beschlossen worden ist, eine 
Probemeßstelle auf Kosten des Bundes zu errichten. Die 
Bundesregierung hat am 11. März 1965 eine entsprechende 
Verpflichtungserklärung gegenüber dem Vermittlungsaus- 
schuß abgegeben. 

Einsparung bei Kap. 15 02 Tit. 669. 


15 03 
apl. 113 


*) 42 112 — 


Zahlungen zur Angleichung der Renten von ausgeschiedenen 
Arbeitnehmern und ihrer Hinterbliebenen, die vor der Über- 
nahme der Institute des ehern. Reichsgesundheitsamtes durch 
den Bund im Dienst des Landes standen 


Die Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder (VBL) hat 
erst jetzt die versorgungstechnischen Merkmale für die aus- 
geschiedenen ehemaligen Bediensteten des Bundesgesund- 
heitsamtes bzw. deren Hinterbliebene, die eine Versorgungs- 
zusicherung erhalten haben, mitgeteilt. Danach sind für das 
Rechnungsjahr 1965 insgesamt 42 112 DM zu zahlen. Die 
Zahlung der Ausgleichsbeträge beruht auf Versorgungszu- 
sagen, die den Bediensteten vom Bundesgesundheitsamt ge- 
geben worden sind. Die Mehrausgabe war daher unabweis- 
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noch Einzelplan 15 — Bundesminister für Gesundheitswesen — 

bar. Sie war zum Zeitpunkt der Aufstellung des Bundeshaus- 
haltsplans nicht vorherzusehen, weil die VBL erst jetzt die 
Beträge errechnet hat. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 15. 


20 01 
850 


7 100 — 


Einzelplan 20 — Bundesrechnungshof — 


15 000,— 


Beschaffung von verwaltungseigenen Fahrzeugen 


Nach dem Gutachten des technischen Beamten für das Kraft- 
fahrwesen bei der Oberfinanzdirektion Frankfurt (Main) 
mußte der im Jahre 1960 beschaffte Dienstkraftwagen Mer- 
cedes 220 S (Chefwagen) ausgesondert werden, da er nicht 
mehr verkehrssicher war und eine Instandsetzung zu nicht 
vertretbaren Ausgaben geführt hätte. Als Ersatz wurde ein 
Mercedes 230 — Limousine S — beschafft. Aussonderung und 
Ersatzbeschaffung waren unvorhergesehen und unabweisbar. 


Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


25 01 
215 b 


25 02 
315 


Einzelplan 25 — Bundesminister für Wohnungswesen, Städtebau und 

Raumordnung — 


16 000,— 


16 000, — ! Reisekostenvergütungen (Auslandsreisen) 

Die Mehrausgabe ist auf eine unabweisbar notwendige 
Dienstreise des Staatssekretärs in der Zeit vom 9. September 
bis 9. Oktober 1965 nach Kanada und in die USA zurückzu- 
führen, die dem Studium und der Besichtigung von Stadt- 
sanierungs- und Stadterneuerungsmaßnahmen sowie der 
Funktion der Regionalplanung (auch in Stadtregionen) diente. 
Da der Förderung der Forschung auf städtebaulichem und 
technischem Gebiet eine immer größer werdende Bedeutung 
zukommt, konnte auf die Erfahrungen des Auslandes nicht 
verzichtet und ein Aufschieben der Dienstreise nicht ver- 
treten werden. Die Dienstreise wurde mit einer Begleit- 
person und unter Inanspruchnahme von je einem Dolmetscher 
(nacheinander) der Deutschen Botschaften in Ottawa und 
Washington durchgeführt. 

Bei Aufstellung des Haushaltsplans 1965 konnte die durch 
die Dienstreise nach Kanada und den USA bedingte Mehr- 
ausgabe nicht vorhergesehen werden. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 25. 


50 000,— 


50 000,— 


Kosten der Freimachung und Bereithaltung von Wohnungen 
für Bundesbedienstete 


Nach den vorliegenden Meldungen der obersten Bundes- 
behörden (Istausgaben) und unter Berücksichtigung der den 
Oberfinanzdirektionen zur Bewirtschaftung übertragenen 
Haushaltsmittel reicht der Haushaltsansatz bei Kap. 25 02 
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noch Einzelplan 25 — Bundesminister für Wohnungswesen, Städtebau und 

Raumordnung — 


Tit. 315 auch nach Aufhebung der 7°/oigen Kürzung gemäß 
§ 8 Haushaltsgesetz 1965 sowie der 3°/oigen Sperre nach § 7 
Haushaltsgesetz 1965 nicht aus, die im Laufe des Rechnungs- 
jahres 1965 zu erwartenden unabweisbaren Ausgaben zu 
decken. Bei Veranschlagung der Mittel für 1965 ist unterstellt 
worden, daß die Neuregelung des Umzugskostenrechts den 
Mittelbedarf bei Kap. 25 02 Tit. 315 mindern würde. Die Ver- 
waltungsvorschriften zum Umzugskostengesetz sind jedoch 
noch nicht erlassen worden, so daß z. B. noch nicht erkennbar 
ist, welche Entlastung sie für die Mittel bei diesem Titel 
bringen werden. 

Die Ausgaben werden nach den im Einvernehmen zwischen 
dem Bundesminister der Finanzen, dem Bundesminister des 
Innern und dem Bundesminister für Wohnungswesen, Städte- 
bau und Raumordnung erlassenen Richtlinien für die wegen 
zweckentfremdeter Nutzung oder aus anderen dienstlichen 
oder wohnungsfürsorgerischen Gründen erforderliche Frei- 
machung von Wohnungen geleistet, die dem Besetzungs- 
recht des Bundes unterliegen. Eine Verlegung der voraus- 
sichtlichen Mehrausgaben in das Rechnungsjahr 1966 wäre 
unwirtschaftlich, weil sich die zügige Freimachung von Bun- 
deswohnungen zur Einsparung von Darlehensmitteln dadurch 
wesentlich verzögern würde. Die Leistung der Mehrausgabe 
im laufenden Rechnungsjahr war unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 25 02 Tit. 830 a. 


25 02 
620 


353 000 000 ,— 


47 000 000,— 


Prämien nach dem Wohnungsbauprämiengesetz 


Der Haushaltsansatz bei diesem Titel wurde unter Zugrunde- 
legung des bisherigen Erfahrungssatzes für das laufende 
Rechnungsjahr gegenüber dem Vorjahr um etwa 10 v. H. 
erhöht, um den zu erwartenden Mehrbedarf an Prämien- 
mitteln im Rechnungsjahr 1965 decken zu können. Wie sich 
jedoch aus den bisherigen Ausgaben und den Bedarfsan- 
meldungen der Länder ergibt, wird auch dieser Ansatz von 
353 000 000 DM nicht ausreichen, um die Anforderungen 
erfüllen zu können. Insbesondere wird 1964 der sonst all- 
jährlich im letzten Quartal des Rechnungsjahres einsetzende 
Rückgang an Prämienzahlungen nicht in dem erwarteten 
Umfang eintreten. Der Gesamtbedarf an Haushaltsmitteln 
wird auf Grund der eingegangenen Ländermeldungen auf rd. 
400 000 000 DM geschätzt. Die Höhe der Mehrausgabe von 
47 000 000 DM war auch bei sorgfältiger Schätzung nicht 
vorhersehbar. Ein Hinausschieben der Prämienausgaben in 
das kommende Rechnungsjahr ist nicht möglich, da ein 
Rechtsanspruch der Länder auf Bereitstellung der Mittel im 
laufenden Rechnungsjahr gemäß § 7 des Wohnungsbau- 
prämiengesetzes besteht. Die Leistung der überplanmäßigen 
Haushaltsausgabe war deshalb unabweisbar. 

Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 
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Einzelplan 26 — Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge und 
Kriegsgeschädigte — 


26 01 
205 


123 000,— 


26 02 
311 


6 060 000 — 


14 400, — Kleinere Neu-, Um- und Erweiterungsbauten 

Für die Erneuerung des Personenaufzuges im Dienstgebäude 
Bonn, Husarenstraße 30, sind auf Grund einer Kostenberech- 
nung des Bauamtes Bonn der Bundesbaudirektion in Berlin 
50 000 DM veranschlagt worden. Bei der baufachlichen Prü- 
fung durch die technische Aufsichtsbehörde in der Mittel- 
instanz ist die Baukostensumme nunmehr auf 79 000 DM 
festgestellt worden. Dadurch reichten die veranschlagten 
Mittel nicht aus. 

Die Ausgabe war unabweisbar, weil der technische Uber- 
wachungsverein eine Verschiebung der Arbeiten bis zum 
nächsten Rechnungsjahr nicht für vertretbar hielt. Die Aus- 
gabe war nicht vorauszusehen, weil die Bundesbaudirektion 
Berlin erst am 21. Juni 1965 mitgeteilt hat, daß sich die 
Baukosten auf 79 000 DM erhöht haben. 

Einsparung bei Kap. 26 02 Tit. 607. 


1 850 000, — Kosten der Rückführung von Deutschen 

Infolge des anhaltenden, seit dem Herbst 1964 erheblich ge- 
stiegenen Zustroms an Aussiedlern liegt der Mittelbedarf 
höher als in den Vorjahren. Die veranschlagten Mittel 
reichen daher nicht aus. Die Ausgaben sind unabweisbar, da 
der Bund nach dem Ersten Uberleitungsgesetz verpflichtet 
ist, die außerhalb des Bundesgebietes entstandenen Aufwen- 
dungen zu tragen. 

Die Mehrausgabe war nicht vorauszusehen, weil für die Mit- 
telveranschlagung nur der Bedarf für 1963 zugrunde gelegt 
werden konnte. 1963 trafen 14 869 Aussiedler im Bundes- 
gebiet ein, im ersten Halbjahr 1965 waren es bereits 12 063. 
Außerdem ist bei der Geschäftsstelle „Familienzusammen- 
führung" beim DRK-Suchdienst in Hamburg für die Erstellung 
zusätzlicher Listen für die verstärkten Aussiedlungen aus 
Rumänien, Polen und der Tschechoslowakei eine vorüber- 
gehende Personalverstärkung erforderlich geworden. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 26. 


29 01 
apl. 201 c 


Einzelplan 29 — Bundesminister für Familie und Jugend — 


•) 18 240,— 


Unterhaltung, Ersatz und Ergänzung der Geräte und Aus- 
stattungsgegenstände in den Diensträumen (Ergänzung) 


Der Mehrbedarf ist auf die durch die Ausstattung der Dienst- 
zimmer für neues Personal entstandenen Kosten zurück- 
zuführen. 
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Die entsprechenden Stellen sind aufgrund des § 13 Haushalts- 
gesetz 1965 vom Haushaltsausschuß des Deutschen Bundes- 
tages in seiner 186. Sitzung am 15. Juni 1965 bewilligt wor- 
den. Die Ausgabe war bei Aufstellung des Voranschlages für 
1965 nicht vorhersehbar. Die Leistung der Mehrausgabe war 
unabweisbar und unaufschiebbar. 

Einsparung bei Kap. 29 01 Tit. 571 b. 


29 01 
206 


205 000 — 


29 01 
apl. 850 


i 

I 


195 000 — 


Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und Diensträumen 


Durch Umzug in das neue Dienstgebäude Bad Godesberg, 
Kennedyallee 105 — 107, reichten die veranschlagten Haus- 
haltsmittel zur Deckung der bis zum Schluß des Rechnungs- 
jahres anfallenden Ausgaben nicht aus. Die Mehrausgabe 
war bei Aufstellung des Haushaltsvoranschlags für 1965 nicht 
vorhersehbar; sie war unabweisbar und unaufschiebbar. 


Einsparung innerhalb des Einzelplans 29. 


*) 10 900 — 


Anschaffung von verwaltungseigenen Kraftfahrzeugen 


Der Mehrbedarf war zur Anschaffung eines Ersatzwagens 
(Mercedes 190) für einen ausgesonderten Dienstwagen (Opel- 
Kapitän) notwendig. Die Ausgabe war bei Aufstellung des 
Haushaltsvoranschlages für 1965 nicht vorhersehbar, sie war 
unabweisbar und unaufschiebbar. 

| Einsparung bei Kap. 29 01 Tit. 571 b. 


Einzelplan 31 — Bundesminister für wissenschaftliche Forschung — 


31 03 
676 


27 808 100,— 


50 484,56 


Beitrag des Bundes zur Europäischen Organisation für Kern- 
forschung (CERN) in Genf 


Der Beitrag an CERN für 1965 wurde anfänglich mit 
30 213 077 sfrs veranschlagt. Bei Annahme eines Kurses von 
100 sfrs = 92,04 DM ergab sich damit iein Betrag von rund 
27 808 100 DM. Der Beitrag der Bundesrepublik für das Jahr 
1965 wurde vom Rat von CERN endgültig auf 27 854 300 DM 
festgesetzt (vgl. Übersicht über die über- und außerplan- 
mäßigen Haushaltsausgaben im 2. Vierteljahr des Rechnungs- 
jahres 1965 — Drucksache V/2). 

Da sich jedoch der Kurs des Schweizer Franken im Vergleich 
zur Deutschen Mark im Jahre 1965 verbessert hat (Schwan- 
kungen lagen zwischen 100 sfrs = 91,995 DM und 100 sfrs = 
92,97 DM), der Beitrag aber in drei gleichen Raten im Januar, 
April und Juli 1965 in Schweizer Franken bezahlt werden 
mußte, ergab sich eine tatsächliche Ausgabe von 27 904 784,56 
DM. Diese weitere Mehrausgabe war unabweisbar, weil die 
Bundesrepublik zur Zahlung der Beiträge in der angegebenen 
Weise rechtlich verpflichtet war. Die Kursveränderungen 
waren bei Aufstellung des Haushalts 1965 nicht vorhersehbar. 


Einsparung innerhalb des Einzelplans 31. 
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Einzelplan 32 — Bundesschuld — 


32 03 
210 


470 000 — 


114 000, — 


Kosten der Lochkartenmaschinenanlage 


Der Arbeitsaufwand der Bundesschuldenverwaltung hat sich 
innerhalb des letzten Jahrzehnts so erhöht, daß die vor- 
handene konventionelle Lochkartenanlage nicht mehr den 
Anforderungen entspricht. Bei der Durchplanung der von der 
neu angemieteten Datenverarbeitungsanlage zu übernehmen- 
den Aufgabengebiete hat sich herausgestellt, daß die ver- 
anschlagten Haushaltsmittel infolge unvorhersehbaren Mehr- 
bedarfs und der Notwendigkeit, während der Übernahmezeit 
aus Sicherheitsgründen die konventionelle Anlage beizube- 
halten, nicht ausreichen. Die Mehrausgabe konnte nicht bis 
zum folgenden Rechnungsjahr zurückgestellt werden. Sie war 
unabweisbar und konnte nicht vorhergesehen werden. 


Einsparung innerhalb des Einzelplans 32. 


32 05 
690 


16 400 000 — 


3 000 000,— 


Bedienung der Altsparerentschädigung auf die Anleihen und 
verzinslichen Schatzanweisungen des Deutschen Reichs und 
des ehemaligen Landes Preußen 


Infolge unvorhergesehen hoher RM-Entschädigungsansprüche 
reichten die für das Rechnungsjahr 1965 veranschlagten Haus- 
haltsmittel nicht aus. Es handelt sich um unabweisbare Zah- 
lungen, zu denen die Bundesrepublik rechtlich verpflichtet ist. 
Der Mehrbedarf konnte bei der Aufstellung des Haushalts 
1965 nicht vorhergesehen werden. 

Einsparung bei Kap. 32 05 Tit. 683. 


36 04 
315 


50 000 ,— 


Einzelplan 36 — Zivile Verteidigung — 


450 000 — 


Bewirtschaftung und Unterhaltung von Lagern zur Unter- 
bringung von Einrichtungs- und Ausrüstungsgegenständen 
für Hilfskrankenhäuser sowie Unterhaltung des Geräts 


Die im Rechnungsjahr 1964 eingeleiteten Beschaffungen von 
Einrichtungs- und Ausrüstungsgegenständen für Hilfs- und 
Ausweichkrankenhäuser sind entgegen den Erwartungen be- 
reits Ende 1964 und Anfang 1965 ausgeliefert worden. Hier- 
durch trat vorzeitig ein erhöhter Bedarf an Lagerraum auf. 
Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, da bei den lang- 
fristigen Lieferzeiten der Industrie mit einer vorzeitigen Aus- 
lieferung nicht gerechnet werden konnte; sie war unabweis- 
bar, weil die gelieferten Gegenstände zur Vermeidung von 
Beschädigungen und Verlusten sachgemäß gelagert werden 
mußten. 


Einsparung innerhalb des Kap. 36 04. 


16 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/135 




An über- und 


Kap. 

Haushalts- 

*) außerplan- 


betrag 

mäßigen Aus- 

Begründung 

Tit. 

1965 

gabemittein sind 


zugewiesen 



DM 

DM 




noch Einzelplan 36 — Zivile Verteidigung — 

36 06 ! 

20 000, — - 

85 000,— 

Entwicklungen und Erprobungen auf dem Gebiet der Ver- 


301 


pflegung für die Zivilbevölkerung im Verteidigungsfall 


Die Auswertung des im Rechnungsjahr 1964 durchgeführten 
ersten Erprobungsversuches einer Notration für die Zivilbe- 
völkerung im Verteidigungsfalle hat ergeben, daß die Not- 
wendigkeit einer zweiten Erprobung unabweisbar ist. 


Die erneute Erprobung war im Zeitpunkt der Aufstellung des 
Haushaltsplans 1965 nicht vorhersehbar; sie muß aber in 
diesem Jahr abgeschlossen werden, da das Selbstschutz- 
gesetz, das die Verpflichtung zur Anlegung einer Notration 
vorsieht, am 1. Januar 1966 in Kraft treten sollte und der 
Erlaß einer Rechtsverordnung vorbereitet werden mußte. 


Einsparung bei Kap. 36 06 Tit. 302. 


60 02 
600 


60 02 
apl. 951 


Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzverwaltung — 


20 000 ,— 


43 000,— 


Erstattung und Vergütung von Zöllen, Verbrauchsteuern und 
Steuern auf Lieferungen und sonstige Leistungen, die auf 
Warenvorräten saarländischer Unternehmer am Ende der 
Übergangszeit des Saarlandes lasten 


Mehrausgabe wegen Erfüllung eines erst jetzt nach Abschluß 
einer Betriebsprüfung festgestellten Anspruchs auf Erstat- 
tung von Mehrwertsteuern. Die Höhe des Anspruchs war bei 
der Aufstellung des Haushaltsplans 1965 nicht vorherzu- 
sehen. Die Mehrausgabe war unabweisbar, da auf die Er- 
stattung ein Rechtsanspruch besteht. 


Einsparung bei Kap. 60 06 Tit. 630. 


*) 10 050 000 — 


Hilfsmaßnahmen des Bundes anläßlich der Hochwasserkata- 
strophen in den Ländern Bayern, Nordrhein-Westfalen, 
Niedersachsen und Hessen im Jahre 1965 


Als erste Hilfsmaßnahme für die durch die Hochwasser- 
katastrophen im Jahre 1965 betroffenen Privatgeschädigten 
hat die Bundesregierung bereitgestellt: 

Durch Beschluß vom 16. Juni 1965 

für die Stadt Passau 50 000 DM 

und durch Beschluß vom 21. Juli 1965 
für die Länder Bayern, Nordrhein-Westfalen, 

Niedersachsen und Hessen 10 000 000 DM 

zusammen; 10 050 000 DM 
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Drucksache V/135 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Kap. 

Haushalts- 

betrag 

An über- und 
*) außerplan- 
mäßigen Aus- 

Begründung 

Tit. 

1965 

gabemittein sind 
zugewiesen 


DM 

DM 



noch Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzverwaltung — 

Zwischen dem Bund und den von den Hochwasserkata- 
strophen betroffenen Ländern ist vereinbart worden, daß 
von den durch Beschluß der Bundesregierung vom 21. Juli 
1965 bereitgestellten 10 000 000 DM die Länder Bayern und 
Nordrhein-Westfalen je 4 000 000 DM und die Länder Nieder- 
sachsen und Hessen je 1 000 000 DM erhalten. 

■I 

Da Mittel für diesen Ausgabezweck im Haushaltsplan 1965 
nicht zur Verfügung standen, mußten sie außerplanmäßig 
bereitgestellt werden. Die Ausgabe war unvorhergesehen 
und angesichts des Ausmaßes der durch die Hochwasser- 
katastrophen verursachten Schäden unabweisbar. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 60. 


18 



